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Meber Enteignung nach öſterreichiſchem Geſetze mit 
Rückſicht auf die Enteignung zu Bergbauzwecken. 
Von Bezirkscommiſſär Dr. König in Graz.“) 


Die Verwaltungsjudicatur in Anwendung des Enteignungsrechtes 
nach allgemeinem öſterreichiſchen Berggeſetze hat in den letzten Jahren 
eine von der früheren Praxis abweichende Richtung angenommen. 

In einem concreten Falle wurde nach Austragung der Angelegen⸗ 
heit im Verwaltungswege die Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes 
nach zweifacher Richtung angerufen. Die Erkenntniſſe des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes in der Sache haben den betheiligten Rreifen — den 
Bergbauunternehmern und den Grundbeſitzern — förmlichen Schrecken 
verurſacht, und die Verwaltungspraxis vermeinte ſich durch dieſe Erkennt⸗ 
niſſe des Verwaltungsgerichtshofes deroutirt. Es ſind dies die beiden 
Erkenntniſſe, welche in der Sammlung Budwinski sub Nr. 2453 
und 3021 mit den Rechtsſätzen: 

1. „Der Bergbauunternehmer kann gegen den Willen des Grund⸗ 
eigenthümers nicht verlangen, daß ihm die zum Bergbaubetriebe noth⸗ 
wendigen Grundſtücke in's Eigenthum übergeben werden.“ 

2. „Eine Enteignung von Grundſtücken aus Gründen der öffent⸗ 
lichen Wohlfahrt iſt auch dann, wenn dieſelbe durch den Bergbaubetrieb 
veranlaßt wird, nicht ausgeſchloſſen, es ſteht aber im Ermeſſen der 


) Nachdruck vorbehalten. 


„der Bergbau muß ſo betrieben werden, daß Beſchädigungen 


fremden Eigenthums zu vermeiden und zu dieſem Zwecke vom Bergbau⸗ 


treibenden alle Vorkehrungen zu treffen ſind, welche nach menſchlicher 
Vorausſicht jede Beſchädigung hintanzuhalten geeignet find,“ pnblicirt 
erſcheinen. 

Ju einer Verwaltungsjudicatur nach vielſeitiger Auffaſſung der 
angeführten Erkenntuiſſe des Verwaltungsgerichtshofes wurde das 


Dilemma erblickt, in dem man für den Bergbauunternehmer die Un⸗ 
möglichkeit erkannte, die Tagdecke zu enteignen, obgleich ein Abbau ohne 


— vorauszuſehende — Gefährdung derſelben undenkbar ſchien, und 
durch welches man den Grundbeſitzer deshalb in noch ungünſtigere Lage 
verſetzt fand, daß dieſer plötzlich vor die vollendete Thatſache des 
Zubruchegehens ſeines Grund und Bodens in Folge eines darunter 
umgehenden Abbaues und damit vor die Nothwendigkeit geſtellt ſein 
kann, einen langwierigen auch für ihn — den Grundbeſitzer und pecuniär 
meiſt ſchwächeren Theil — koſtſpieligen Civilproceß auf Schadenerſatz 
führen zu müſſen. 

Die Annahme ſolcher Dilemmas mit der für den Bergbauunter⸗ 
nehmer und für den Grundbeſitzer gleich nachtheiligen Alternative, muß 
aus den Grundſätzen des Enteignungsrechtes nach öſterreichiſchem Geſetze 
und ans den Erkenntniſſen des Verwaltungsgerichtshofes vom 14. März 
1885, 3. 562, und vom 17. April 1886, Z. 815, ſelbſt, als unbe⸗ 
gründet bezeichnet werden. 

Gegenwärtige Abhandlung ſtellt ſich die Aufgabe: 

In müglichſt gedrängten Umriſſen das Enteignungsrecht nach 
öſterreichiſchem Geſetze zu beſprechen und die Folgerungen für in Rede 


ſtehende Frage zu ziehen, ſowie den Nachweis zu erbringen, daß Ent⸗ 


eignung zu Bergbauzwecken nach wie vor geſetzlich zuläſſig iſt, und daß 
der Bergbauunternehmer auf Grund des beſtehenden Geſetzes befugt iſt, 
die Tagdecke im Wege der Enteignung zur Ermöglichung eines ohne 
Inanſpruchnahme der Tagdecke undenkbaren Abbaues (wenigſtens mäch⸗ 
tiger Kohlenflötze) zur Benützung mit der Berechtigung zu erwerben, 
auch die Subſtanz der Tagdecke zu ändern, ja ſelbſt die bisherige wirth⸗ 
ſchaftliche Brauchbarkeit der Tagdecke zu vernichten. 

Das Enteignungsrecht wurde in der Wiſſenſchaft früher als Kauf 
conſtruirt und vom Standpunkte des Obligationenrechtes erklärt. Gegen⸗ 
wärtig iſt die herrſchende Lehre darin einig, daß das Enteignungsrecht 
aus dem Staatsrechte im weiten Sinne, beziehungsweiſe aus dem Ver⸗ 
waltungsrechte zu erklären und als Verwaltungsmaßregel, als ein 
einſeitiger Act der Staatsgewalt, zu betrachten ift ?). 


) Vergl. Strohal „Zur Lehre vom Eigenthume an Immobilien“, 1876, 
Pag. 130 — 132; über Enteignungsrecht: Prazak „Das Recht der Enteignung 
in Oeſterreich“, 1877, mit umfaſſender Literaturangabe; Grünhut „Das 
Enteignungsrecht“, 1873; Randa, Waſſerrecht Pag. 56 - 60; Peyrer, Waſſer⸗ 
recht 595—612; Stein, Verwaltungslehre VII, Bag. 292— 342; Holtzendorf, 
Rechtslexikon, 1875, I. Bd., Pag. 548 u. ff. 


Da der Staat bei unbedingter Anerkennung ſchrankenloſen, indi⸗ 
viduellen Rechtes nicht denkbar wäre, iſt im Staate das Recht des 
Individuums zum Zwecke geordneten Zuſammenlebens mit anderen 
Individuen geſetzlich geregelt. 

Der Beſtand geregelter Ordnung des Zuſammenlebens der Indi⸗ 
viduen im Staate, der dem Menſchen das Recht allerdings nicht erſt 
gibt ), wohl aber das Recht den Lebensverhältniſſen. des zum Staate 
vereinten Volkes entſprechend ordnet, iſt vor Allem abhängig von der 
Anerkennung individueller Rechte ſeitens des Staates. Poſitives Recht 
anerkennt individuelle Rechte und ſchützt deren Integrität. Damit aber 
der Staat ſeine Aufgaben in Abſicht auf Erhaltung und möglichſt voll⸗ 
kommene Entwicklung der Geſammtheit und der Einzelnen erfüllen kann 
und im ſchrankenloſen individuellen Rechte hindernden Schranken nicht 
begegnet, begrenzt und beſchränkt er individuelle Rechte in beſtimmten 
Fällen und in beſtimmten Beziehungen durch dasſelbe poſitive Recht. 

Aus Rückſichten auf die öffentliche Wohlfahrt beſchränkt das öſter⸗ 
reichiſche Geſetz das Eigenthumsrecht, indem es beſtimmt, wenn es das 
allgemeine Beſte erheifcht, muß ein Mitglied des Staates gegen ange⸗ 
meſſene Schadloshaltung ſelbſt das vollſtändige Eigenthum einer Sache 
abtreten (5 365 a. b. G. B.). Dieſe Beſchränkung des Eigenthums⸗ 
rechtes bis zur Abtretung des vollſtändigen Eigenthumes einer Sache, 
worunter ſelbſtverſtändlich ein geringerer Grad dieſer Beſchränkung, wie: 
Abtretung eines Theiles einer Sache, Abtretung einer Sache auf gewiſſe 
Zeit, Belaſtung einer Sache, mitverſtanden iſt, wider den Willen des 
Eigenthümers darſ vom Staate aber nur dann gefordert werden, wenn 
erwieſene öffentliche Rückſichten dieſelbe nothwendig machen ). 

Die nicht willkürliche, durch erwieſene öffentliche Rückſichten 
bedingte Befugniß des Staates, in das Privateigenthum einzugreifen, 
bildet das Enteignungsrecht im ſubjectiven Sinne, welches der Staat im 
Wege des Geſetzes auch auf vom Staate eine ſtaatsrechtliche Stellung 
ableitende Verbände und auf volkswirthſchaftlich wichtige Unternehmungen 
aus Gründen der öffentlichen Wohlfahrt überträgt. 

Der Complex der geſetzlichen Normen zur Beſtimmung der Gebiete 
ſtaatlichen und wirthſchaftlichen Lebens, in denen das Enteignungsrecht 
im ſubjectiven Sinne ausgeübt werden darf, und zur Beſtimmung der 
Art und Weiſe des Verfahrens, wie das Enteignungsrecht im ſubjectiven 
Sinne ausgeübt werden muß, bildet das Enteignungsrecht im objectiven 
Sinne. 

Eine allgemeine geſetzliche Regelung des Enteignungsrechtes, ein 
„allgemeines vollſtändiges Expropriationsgeſetz“ wurde in Oeſterreich 
wiederholt in Ausſicht geſtellt, und zwar anläßlich der Erlaſſung der 
Normen für die Enteignung von Waldgründen zu öffentlichen Straßen⸗ 
zwecken) und durch Art. V des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 
1867, Nr. 142, über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger, in welch“ 
letzterem Geſetze das Eigenthum als unverletzlich erklärt und angeordnet 
iſt, eine Enteignung gegen den Willen des Eigenthümers kann nur i 

| 


Emm — — 


den Fällen und in der Art eintreten, welche das Geſetz beſtimmt. Die 
der lex ferenda überlaſſene, allgemeine geſetzliche Regelung des 
Enteignungsrechtes iſt ſeither nicht erfolgt. 

Aus der Faſſung des Art. V des St. G. G. Nr. 142 ex 1867 
kann gefolgert werden, der lex ferenda ſei die Aufgabe zugewieſen, in 
einem „allgemeinen vollſtändigen Expropriationsgeſetze,“ wie die ältere 
Norm ankündete, die ſpeciellen Fälle, in denen Enteignung zuläſſig ſein 
ſoll, taxativ zu beſtimmen. 

Ob ein auf Grund des Art. V, R. G. Bl. Nr. 142 ex 1867, 
erfließendes, „allgemeines vollſtändiges Expropriationsgeſetz“ die zu⸗ 
läſſigen „Fälle“ der Enteignung in Specialiſtrung und taxativer Ber 
grenzung auf längere Zeit hinaus zweckmäßig zu ordnen vermag, wird 
bei der Fluctuation wirthſchaftlichen Lebens und bei dem jeweiligen 
Zuſtande der hiedurch beeinflußten Verwaltungseinrichtungen kaum zu 
behaupten fein und ſoll auch nicht Gegenftand vorliegender Unterſuchung 
ſein. Gegenſtand dieſer Unterſuchung bilden die Gebiete ſtaatlichen und 
wirthſchaftlichen Lebens, in denen die lex lata in Oeſterreich ſür den 
Staat, für vom Staate eine ſtaatsrechtliche Stellung ableitende Verbände, 


7 Ihrring⸗ „Geiſt des römiſchen Rechtes“, 1852, Bd. 1, § 3; Auflage 
1873, vr? 

3) A 5. Entſchl. vom 5. 8 9 1834, De: vom 10. Februar 
1834, 2. 3613 (ſteierm. P. G. Bd. 16, Pag. 

) Hofkzlder. vom 25. Nevenber 1842 e Date isch „Handbuch 
der Geſetze und Verordnungen, welche fich auf das allgemeine bürgerliche Geſetz⸗ 
buch beziehen“, 1859, Pag. 194 
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für wirthſchaftliche Unternehmungen aus Gründen der öffentlichen Wohl⸗ 
fahrt Enteignung materiell⸗rechtlich zuläßt und die Art, wie ſie nach 
dem Geſetze eintreten kann. 

Vorauabemerkt amuß noch werden, daß mannigfache und im 
Verwaltungsrechte zahlreich vorkommende, aus der Coexiſtenz der Men⸗ 
ſchen im Staate reſultirende Eigenthumzbeſchränkungen, welche die Siggts⸗ 
bewohner aus allgemeinen Sicherheitsgründen und zum, EN) der 
Functionirung des Verwaltungsorgauis mins ſich gefallen laſſen mnüſſen, 
von der Enteignung zu unter ſcheiden And. Für diejenigen ee 
beſchränkungen, welche unter dem Begriffe „Enteignung“ verſtanden 
werden, muß durch Geſetz die Regel für die zwangsweiſe Entziehung, 
Beschränkung oder Belaſtung einer res corporalis oder incorporalis 
mit dem anerkannten Anſpruche des individuell Berechtigten auf Entſchädi⸗ 
gung feſtgeſtellt ſein. 

In dieſem Sinne können nach öſterreichiſchem Geſetze nach den 
öffentlichen Bedürfniſſen, für welche das allgemeine Wohl einen Eingriff 
in das Privateigenthum geſtattet, folgende Gebiete ſtaatlichen und wirth⸗ 
ſchaftlichen Lebens unterſchieden werden: 

za) nach dem Bedürfniſſe der bewaffneten Macht; 

b) nach dem Bedürfniſſe des allgemeinen Geſundheits⸗ 
wohles; 

e) nach dem Bedürfniſſe der Erziehungs- und Bildungs⸗ 
zwecke; 

d) nach dem Bedürfniſſe des Communications⸗ und 
Bauweſens; 

e) nach dem Bedürfniſſe beſonderer ſtaats- und volks⸗ 
wirthſchaftlicher Zwecke. 

ad a) Enteignung nach dem Bedürfniſſe der bewaffne⸗ 
ten Macht: 

1. Bei der Pferdeaushebung im Mobiliſirungsfalle, wenn die 
Beſitzer geeigneter (tauglicher) Pferde ſich weigern, dieſelben der Staats⸗ 
verwaltung gegen den gebotenen Remontenpreis freiwillig zu überlaſſen. 
(SS k, 6, 9 des Geſetzes vom 16. April 1873, R. G. Bl. Nr. 77.) 5) 

2. Nach dem gegenwärtig geltenden Einquartierungsgeſetze können 
die zur bleibenden oder vorübergehenden Militär⸗Einquartierung erforder⸗ 
lichen Exercir⸗, Schieß⸗, Turn⸗, Reit⸗, Uebungs⸗ und Badeplätze, Pferde⸗ 
ſchwemmen als Unterkunfts⸗Nebenerforderniſſe beim Mangel eines güt⸗ 
lichen Uebereinkommens mit dem Eigenthümer der betreffenden Liegen⸗ 
ſchaften im Wege der Euteignung erworben werden. (Geſetz vom 11. Juni 
1879, R. G. Bl. Nr. 93, und Vollzugsverordnung Nr. 94, § 55, 
8 20, beziehungsweiſe ad 88 55, 56 und ad $ 20.) 

ad b) Enteignung nach dem Bedürfniſſe des öffent- 
lichen Geſundheitswohles: 

3. Beim Auftreten von Volkskrankheiten iſt die Staatsverwaltung 
verpflichtet, alle für das Geſundheitswohl der Staatsbewohner nöthigen 
Vorkehrungen zu treffen und den Erkrankten die entſprechende Hilfe zu 
bringen, welche zu leiſten in außerordentlichen Fällen nicht mehr den 
Angehörigen der Erkrankten überlaſſen werden darf. Zu dieſen Vor⸗ 
kehrungen gehören die Errichtung von Nothſpitälern, Wach⸗ und Iſolir⸗ 
Anſtalten, die Aufſtellung von Sanitätscordonen, ſowie alle jene Maß⸗ 
nahmen, die von einer umſichtigen und energischen Verwaltung im Sinne 
des Geſetzes auf Grund der Erfahrung und der Lehre der Wiſſenſchaft 
gefordert werden können. Die nothwendigen Gebäude und Grundſtücke 
müſſen in Ermanglung gütlichen Uebereinkommens aus dem Titel des 
allgemeinen Beſten im Wege der Enteignung erworben werden. (88 52 
und 56 Epidemie⸗Normale, Hofkanzleidecret vom 21. Jänner 1830, ſteierm. 
Gub.⸗Vdg. vom 19. Februar 1830; Macher, Sanitätsgeſetze Band 2, 
Pag. 293 — 380; Hofkanzleidecret vom 13. Mai 1882; Franz G. S. 
Band 60, Pag. 132. 

„ 4. Aus dem Titel öffentlicher Geſundheitspflege können zur Er⸗ 
richtung von Friedhöfen die erforderlichen Grundſtücke im Falle des 
Nichtzuſtandekommens einer gütlichen Einigung mit dem Eigenthümer 
im Wege der Enteignung erworben werden. (Hofdecret vom 20. Auguft 
1784. Joſephiniſche G. S. Bd. 6, Pag. 564, auch mitgetheilt von 
Oſtrow Pag. 467 I 1837, republicirt in Oberöſterreich am 3. Juli 
1851, L. G. Bl. Nr. 260.) 


3) Stein, nn VII, Bag. 342 u. ff.; Grünhut, Enteignungs⸗ 
recht, Pag.: 262 u. ff. Entgegen den Vertretern der Theorie, welche die Enteig⸗ 
nung auf 9 Immobilien beſchränkt wiſſen wollen, muß auch theoretiſch Enteignung 
auf Mobilien als anwendbar erklärt werden, da ja Mobilien auch 3 des 
Privateigenthumes find, | 


5. Wie bei Epidemien iſt auch bei Epizootien die Enteignung 
von Immobilien und Mobilien zuläſſig. Zur Abwehr und Tilgung 
anſteckender Thierkrankheiten und der Rinderpeſt können Nutz⸗ und andere 
Hausthiere, beſtimmte Fahrniſſe und Grundſtücke enteignet werden. 
(Geſetz vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, 88 19, 29, 
3740, 42; f 36 der Vollzugsvorſchrift R. G. Bl. Nr. 36; 
Geſetz vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 37, 88 18, 21:b, 
35, 36.) f 

N 40 e) Enteignung nach dem Bedürfniſſe der Erziehungs⸗ 
und Bil dungszwecke: 

6. Enteignung kann ſtattfinden, wenn es ſich um die Errichtung 
einer öffentlichen Schule und den erforderlichen Bauplatz für ſelbe handelt, 
und wenn, abgeſehen von dem Koſtenpunkte, die angemeſſene Unter⸗ 
bringung einer nach dem Geſetze nothwendigen, öffentlichen Schule von 
der (zunächſt) betheiligten Schulgemeinde nicht anders als im Wege des 
Baues eines neuen Schulgebäudes möglich, und wenn hiezu kein geeig⸗ 
neter Bauplatz im Wege freien Uebereinkommens zu erwerben iſt. (Erl. 
des Miniſters des Innern vom 14. Februar 1857, Zeitſchriſt f. Verw. 
von Stubenrauch Nr. 13 1857.) r 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Wegen Zuwiderhandlung wider die im § 5 des Thierſeuchen⸗ 
geſetzes vom 29. gerzus: 1880, N. G. Bl. Nr. 35, vorgeſehenen 
Verkehrsbeſchränkungen iſt auf Verfall der verbotswidrig ein⸗ 
geführten Thiere ſchon nach dem Geſetze und nicht blos dann zu 
erkennen, wenn ihn die politiſche Landesbehörde insbeſondere 
a By angedroht hat. 

Wegen Ausbruches der Maul⸗ und Klauenſeuche in Italien fand 
ſich die Statthalterei für Tirol und Vorarlberg laut Kundmachung vom 
20. März 1886, 3. 4534, veranlaßt, unter Aufrechthaltung des 
ſchon am 18. Mai 1885, 3. 9651, verlautbarten Verbotes der Ein⸗ 
fuhr von Handels⸗Klauenvieh, auch den Weideverkehr zwiſchen Italien 
und Tirol gewiſſen Beſchränkungen zu unterwerfen. Insbeſondere wurde 
verfügt, daß das Weidevieh durch von den Gemeindebehörden ausgeſtellte 
Päſſe gedeckt ſein müſſe, worin nebſt der Geſundheit der Thiere au 
beſtätigt iſt, daß im Standorte der Thiere und ſeiner Umgebung unter 
dem Klauenvieh keine anſteckende Krankheit herrſcht. Auch wurde ange⸗ 
droht, daß die Thiere zum Eintriebe über die Grenze erſt nach vor⸗ 
läufiger Unterſuchung durch den von der Bezirkshauptmannſchaft ent⸗ 
ſendeten Thierarzt zugelaſſen werden. Im Punkte 5 der Kundmachung 
endlich ward ausgeſprochen, daß eingeführte Thiere, welche der ärztlichen 
Controle entzogen wurden, von den Behörden auf Grund des § 46 des 
Thierkrankheitengeſetzes für verfallen erklärt werden. 

Angelo B. aus der Provinz Vicenza beabſichtigte, eine Herde 
Klauenvieh zur Weide nach Tirol zu treiben. Er erwirkte die vor⸗ 
geſchriebene thierärztliche Unterſuchung, die Herde wurde geſund befunden, 
die Bewilligung zum Eintriebe aber bis zur Beibringung der in zwei 
Päſſen fehlenden Beſtätigung günſtiger Geſundheitsverhältniſſe des Stand⸗ 
ortes aufgeſchoben. Angelo B. vollzog den Eintrieb, ohne dieſer Be⸗ 
dingung zu achten, und wurde deshalb mit Urtheil des Kreisgerichtes 
Rovereto vom 20. Auguſt 1886, Z. 1849, des Vergehens nach 88 5 
und 46 des Geſetzes vom 29. Februar. 1880, R. G. Bl. Nr. 35, und 
nach $ 45 des Geſetzes vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
ſchuldig erkannt. Die von der politiſchen Behörde mit Beſchlag belegte 
Herde als verfallen zu erklären, hat das Kreisgericht abgelehnt. Der 
k. k. Caſſationshof, welchem die Acten in Folge der Nichtigkeitsbeſchwerde 
beider Theile vorgelegt wurden, fand mittelſt Entſcheidung vom 27. No⸗ 
vember 1886, 8. 10.715, im Sinne des Beſchwerdepetits der Staats⸗ 
anwaltſchaſt den Verfall auszuſprechen; die Beſchwerde des Angelo B. 
wurde verworfen. Zn 2 

Gründe: Das Urtheil des Kreisgerichtes Rovereto vom 20. Auguſt 
1886, 3. 1849, wird von dem Angeklagten aus dem Nichtigkeitsgrunde 
des $ 281, 3. 10 St. P. O. angefochten, weil der Gerichtshof im 
feſtgeſtellten Thatbeſtande mit Unrecht das Vergehen der 88 5 und 46 
des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, beziehungs⸗ 
weiſe $ 45 des Geſetzes vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
erkannt habe, während die That in Wirklichkeit nur eine Uebertretung 
des § 4 des erſterwähnten Geſetzes begründen könne. 
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ſich die durch Statthaltereikundmachung vom 20. März 1886, 3. 4534, 
eingeführten Beſchränkungen der Einfuhr von Weide⸗Klauenvieh aus 
Italien nach Tirol als ſolche darſtellen, welche von der politiſchen Landes⸗ 
behörde auf Grund der Beſtimmung des § 5 Thierſeuchengeſetzes erlaſſen 
wurden. Der normale Zuſtand iſt im S 4 des Thierſeuchengeſetzes vor⸗ 
geſehen. Bei deſſen Vorhandenſein genügt es, daß die ausländiſchen Thiere 
bei ihrem Eintritte nach Oeſterreich durch Viehpäſſe gedeckt ſeien, welche 
von den betreffenden Gemeindebehörden im Sinne der Ausführungs⸗ 
verordnung zum bezogenen Geſetze ausgeſtellt wurden. Bei anormalen 
Verhältniſſen hingegen, insbeſondere beim Ausbruch von Viehſeuchen in 
einem Nachbarſtaate, iſt die politiſche Landesbehörde berechtigt, beſondere 
Vorſchriften zu erlaſſen und Beſchränkungen, insbeſondere rückſichtlich der 
Zeit, des Ortes und der Art der Einfuhr von Vieh aus dem Nachbar⸗ 
lande aufzuſtellen. Darin beſteht gerade der weſentliche Unterſchied zwiſchen 
den SS 4 und 5 des Geſetzes. Nun ergibt ſich aus der Eingangs citirten 
Statthaltereikundmachung vom 20. März 1886, Z. 4534, und wurde 
vom erkennenden Gerichtshofe als erwieſen angenommen, daß ſie rück⸗ 
ſichtlich der Geſtattung des Eintriebes von Rindern aus Italien nach 
Tirol Beſchränkungen in zeitlicher und örtlicher Beziehung enthalte. Auch 
wird in dieſer Kundmachung ausdrücklich erklärt, daß das von der Statt⸗ 
halterei ſchon unterm 18. Mai 1885, 8. 9651, erlaſſene Verbot der 
Einfuhr von Handelsvieh bis auf Weiteres in Kraft verbleibe, und dieſes 
Verbot wurde (wie ſich aus dem Inhalte der gehörig verlautbarten 
Statthaltereiverordnung vom 18. Mai 1885, 3. 9651, erſehen läßt) 
gerade mit Rückſicht auf die bedrohlich zunehmende Ausbreitung der 
Maul⸗ und Klauenſeuche in Italien erlaſſen. Dies vorausgeſchickt, kann 
aber mit Rückſicht darauf, daß der Angeklagte nach den Feſtſtellungen 
des Gerichtshofes ſich erlaubte, ſeine Rinderherde gegen die in der Statt⸗ 
haltereikundmachung vom 20. März 1886, 3. 4534, begründete Unter⸗ 
ſagung des Bezirks⸗Thierarztes einzuführen, kein Zweifel darüber ob⸗ 
walten, daß der Gerichtshof die dem Angeklagten zur Laſt gelegte That 
richtig als Vergehen nach 88 5 und 46, beziehungsweiſe 45 der mehr⸗ 
citirten Geſetze aufgefaßt hat, weshalb die Nichtigkeitsbeſchwerde des An⸗ 
geklagten unhaltbar erſcheint. 

Das Urtheil des Gerichtshofes wird jedoch auch von der Staats⸗ 
auwaltſchaft, und zwar aus dem Grunde bekämpft, weil der Gerichtshof, 
indem er es ablehnte, den Verfall der vom Angeklagten gegen das er⸗ 
laſſene Verbot eingeführten Thiere auszusprechen, entweder die geſetzlichen 
Beſtimmungen über die Strafſanction unrichtig ausgelegt, oder die Grenzen 
ſeiner Strafbefugniß, das iſt die geſetzliche Begrenzung des Strafſatzes 
durch Einengung desſelben überſchritten hat. Die Nichtigkeitsbeſchwerde 
der Staatsanwaltſchaft (irrig auch auf den Nichtigkeitsgrund des § 281, 
3.10 St. P. O. geſtützt) erſcheint unter dem Geſichtspunkte des § 281, 
3. 11 St. P. O. vollſtändig gerechtſertigt. Schon auf den erſten Blick 
zeigt ſich die betreffende Entſcheidung des Gerichtshofes irrig und in ſich 
widerſprechend; denn wenn der Gerichtshof ſelbſt, und mit Recht, den 
Angeklagten wegen der ihm zur Laſt fallenden That des in den 88 5 
und 46 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, und 
8 45 des Geſetzes vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, vorgeſehenen 
Vergehens für ſchuldig erkannte, jo konnte er nicht gleichzeitig den Ver⸗ 
fall der Herde für unzuläſſig erklären, deſſen Verhängung für den Fall 
des in den citirten Paragraphen vorgeſehenen Vergehens vom Geſetze 
ausdrücklich angeordnet iſt. Der Gerichtshof ſtützt ſich darauf, daß der 
Verfall im mehrerwähnten Statthaltereierlaſſe nur für den Fall ange⸗ 
droht iſt, daß die Thiere der ärztlichen Controle entzogen werden, 
während vorliegend die Unterſuchung der Thiere auf ihren Geſundheits⸗ 
zuſtand erfolgt und die Einfuhr des als geſund erkannten Viehes nur 
wegen eines Formfehlers in den vorgeſchriebenen Zeugniſſen unterſagt 
worden war. Dieſe Anſchauung iſt jedoch vollkommen unrichtig, zunächſt 
deshalb, weil, ſelbſt wenn der citirte Statthaltereierlaß den Beſtim⸗ 
mungen des Thierſeuchengeſetzes nicht vollkommen entſprechen ſollte, die 
im poſitiven Geſetze gegebenen Vorſchriften gleichwohl vollſtändig beob⸗ 
achtet werden mußten, zumal es nicht in der Zuſtändigkeitsſphäre der 
politiſchen Landesbehörde liegt, durch eine in ihrem Wirkungskreiſe er⸗ 
laſſene Kundmachung ein poſitives Strafgeſetz aufzuheben und dann aus 
dem Grunde, weil nach den vom Gerichtshofe ſelbſt feſtgeſtellten That⸗ 
ſachen angenommen werden muß, daß der Angeklagte ſeine Herde, indem 
er fie einführte, obgleich ihm der Bezirks⸗Thierarzt, nachdem vorſchrifts⸗ 
mäßige Päſſe nicht bezüglich ſämmtlicher Thiere beigebracht worden waren, 


eat ſich jedoch als ungerechtfertigt. Es unterliegt keinem Zweifel, daß 
| 


Diefe Auffaffung | den Eintritt verweigert hatte — in Wirklichkeit der ärztlichen Controle 
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entzogen habe, weshalb auch die vom Gerichtshofe aus dem Wortlaute Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Leopold Morawetz in 


der citirten Statthaltereikundmachung abgeleitete Beſchränkung thatſächlich ri er ge ee 5 


gar nicht beſteht. in Brünn Wilhelm Scheu das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Steuer⸗Oberinſpector Joſeph Heimbacher 
anläßlich deſſen Penfionirung den Titel und Charakter eines Finanzrathes taxfrei 
Geſetze und Verordnungen. verliehen 

a Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten der Finanz⸗Landesdirection 
1886. II. Semeſter. in Czernowitz Jakob Orkowicz taxfrei den Titel und Charakter eines Rech⸗ 

nungsrathes verliehen. 
Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum Oeſterreich Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
ob der Enns. Rechnungsrevidenten Guſtav Duftſchmid zum Rechnungsrathe der Statthalterei 


in Linz ernannt. 
XII. Stück. Ausgeg. am 13. December. — 22. Geſetz, wirkſam für das 8 e hat den f Wer en Hermann Kloß zum Finanz⸗ 
0 g inanderl d bercommiſſär der Finanzdirection in Troppau ernannt. 
Erzherzogthum ee 0 her eri , ber Shut 2 0 er Der Finanzminiſter hat den Zollamtsverwalter des Hauptzollamtes 
Ortsgemeinde Pöſtlingberg in die neuen Ortsgemeinden Pöstlingberg und St. Itkany Theodor Kowalski zum Zoll-Oberamtsverwalter in Lemberg ernannt. 
Magdalena und der Zutheilung der Ortſchaften Auhof, Elmberg und Maderleiten 
aus der Gemeinde Altenberg zur Gemeinde St. Magdalena. — 23. Kundmachung 


Der Finanzminiſter hat den Steuer⸗Oberinſpector Peter Hablinski 
zum Finanzſecretär und den Steuerinſpector Karl Hoszowski zum Steuer⸗ 

des k. k. Statthalters in Oberöſterreich vom 2. October 1886, 8. 12.854¼1, 

betreffend die Concurrenz für die Zufahrtſtraße zur Bahnſtation Suben. — 


Oberinſpector der Finanz⸗Landesdirection in Lemberg ernannt. 
Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär Adalbert Hampejs 
24. Verordnung des Miniſteriums des Innern im Einvernehmen mit dem 
Miniſterium für Cultus und Unterricht, dann dem Juſtiz⸗, Finanz⸗, Handels⸗ 


zum Finanzrathe der Finanz⸗Landesdirection in Klagenfurt ernannt. 
Der Handelsminiſter hat den Poſtcommiſſär Karl Hübner in Prag zum 
und Ackerbauminiſterium vom 8. November 1886, mit welcher die Beſtimmungen 
der Miniſterialverordnung vom 11. December 1860, 3. 36.413, über die Ein⸗ 


Poſtſecretär in Linz und den Poſtcommiſſär Joſeph Edlen von Poſch zum Ober⸗ 
theilung der behördlich autoriſirten Privattechniker und die von den Bewerbern 


poſtcommiſſär in Linz ernannt. 
Der Handelsminiſter hat den Poſtcontrolor Roman Heriadin zum 
Oberpoſtcontrolor in Lemberg ernannt. 

Der Handelsminiſter hat die Poſtcommiſſäre Adam Womela und Joſeph 
um ſolche Befugniſſe beizubringenden Nachweiſe in einigen Punkten abgeändert Stögbauer zu Poſtſeeretären in Lemberg ernannt. 
werden. - Se 

XIII. Stück. Ausgeg. am 31. December — 25. Kundmachung des k. h 
Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich ob der Enns vom 12. December 1886, 
3. 16.175 VII, betreffend den Vergütungsbetrag für die Verpflegung der Militär⸗ 
mannſchaft von Officiersſtellvertreter abwärts auf dem Durchzuge vom 1. Jänner 
bis 31. December 1887. — 26. Kundmachung des k. k. Statthalters für Ober⸗ 
öſterreich vom 23. December 1886, Z. 16.529,IV, betreffend die Waffenübungen 
der Landwehr im Jahre 1887. 


Erledigungen. 


Bergarztesſtelle bei der k. k. Bergdirection in Pribram mit 900 fl. Ge⸗ 
halt, Activitätszulage von 200 fl. und Reiſepauſchale von 1000 fl. jährlich, bis 
Ende Juli. (Amtsbl. Nr. 145.) 

Steuereinnehmers⸗ und Steuercontrolorsſtellen in Niederöſterreich in der 
neunten, beziehungsweiſe zehnten Rangsclaſſe gegen Caution, bis Ende Juli. 
(Amtsbl. Nr. 145) 

Revidentenſtelle in der neunten, eventuell Offtcialsſtelle in der zehnten, 
eventuell Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe bei der k. k. Statt⸗ 
halterei in Oberöſterreich, bis 25. Juli. (Amtsbl. Nr. 149.) 


Geſetze und Verordnungen für das Herzogthum Salzburg. 


XX. Stück. Ausgeg. am 23. Juli. — 32. Verordnung der k. k. Landes⸗ 
regierung in Salzburg vom 17. Juli 1886, Nr. 4791, betreffend einen Nachtrag 
zu dem unterm 12. Auguſt 1885, 8. 5159, genehmigten allgemeinen Fahrtarif 
der Lohnkutſcher in den Gemeinden Markt und Land St. Johann im Pongau. 

XXI. Stück. Ausgeg. am 13. Auguſt. — 33. Kundmachung der Gar 
Landesregierung in Salzburg vom 30. Juli 1886, Z. 4276, betreffend die dem | 


der Manz’schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts-Buchhandlung in 
Wien, J., Kohlmarkt 7. 


Soeben erschien im gezeichneten Verlage: 


Kleinverkehre freigegebenen Arzneiartikel. | 19 
XXII. Stück. Ausgeg. am 27. Auguſt. — 34. Kundmachung der k. k. 4 
Landesregierung in Salzburg vom 16. Auguſt 1886, 3. 5477, betreffend die Ge S etz vom 10. Juni 1887 
Hinausgabe einer Cholera⸗Inſtruction. betreffend - 
XXIII. Stück. Ausgeg. am 16. September. — 35. Verordnung des 


die Abänderung, bezw. Ergänzung einiger Bestimmungen des 


Landesausſchuſſes des Herzogthumes Salzburg vom 31. Auguſt 1886, 3. 6479, Executions verfahrens zurHereinbringung vonGeldforderungen 
womit im Einverſtändniſſe mit der k. k. Landesregierung in Salzburg die näheren a 
Beſtimmungen zur Durchführung des Landesgeſetzes vom 22. Februar 1886, 11 8 
betreffend die Errichtung von Gemeinde⸗Krankenunterſtützungscaſſen für Dienſt⸗ Durchführungs-Verordnung vom 21. Juni 1887. 
boten und Taglöhner des Herzogthumes Salzburg, erlaſſen werden. Mit erläuternden Bemerkungen versehen 

XXIV. Stück. Ausgeg. am 2. November. — 36. Verordnung der k. k. von 
Landesregierung in Salzburg vom 13. October 1886, Z. 6847, betreffend die Dr. Emil Steinbach, 
Abänderung der Durchführungsvorſchrift vom 31. December 1885, Z. 8450, für Ministerialrath im k. k. Justizministerium. 
die Einhebung der ſelbſtſtändigen Landesauflage auf den Verbrauch von Bier und 8. Preis 60 kr. (nach Einsendung von 65 kr. mittelst Postanweisung 
gebrannten geiſtigen Flüſſigkeiten in den Jahren 1887 und 1888. — 37. Kund⸗ franko nach überall.) 
machung der k. k. Landesregierung in Salzburg vom 21. October 1886, Z. 7026, Der Herr Autor nahm an der parlamentarischen Verhandlung 
betreffend die Einhebung der Umlage zur Bedeckung des Koſtenerforderniſſes für und an dem Zustandekommen des Gesetzes wesentlichen Antheil und 
die Handels⸗ und Gewerbekammer in Salzburg für das Jahr 1887. ist deshalb gewiss vornehmlich berufen, diese Erläuterungen zum 

(Fortſetzung folgt.) Gesetze den P. T. Fachkreisen zu bieten. 
u — Indem wir zur gef. Bestellung auf das Buch einladen, theilen 
Perſonalien. wir zugleich mit, dass dasselbe in allen Buchhandlungen vorräthig ist, 


9 8 5 5 4 E oder aber von u direct bezogen werden kann. 
Seine Majeſtät haben dem Sectionschef im Finanzminiſterium Andreas * 15 


Ritter von Baumgartner den Orden der eiſernen Krone zweiter Claſſe taxfrei MANZ’sche k. k. Hof-Verlags- und Universitäts- Buchhandlung, 


verliehen. i I., Kohlmarkt 7. 
Seine Majeftät haben dem mit Titel und Charakter eines Sectionschefs n 
bekleideten Miniſterialrathe im Miniſterium ri Landesvertheidigung Franz —— — 
Leitner von Leitenau das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens verliehen. ; 11 ; go ; 
Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär im Finanzminiſterium DR Hiezi für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſaumt 
Adolph Freiherrn von Jorkaſch⸗Koch den Titel und Charakter eines Sections⸗ den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
rathes taxſrei verliehen. Bogen 8 der Erkenntniſſe 1887. 
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